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passage d’une partie du trafic sur la rive nord du Léman et même en y ajoutant le 
Frasne-Vallorbe par-dessus le marché. Le Conseil fédéral devrait se préoccuper 
de tout ce côté politique de l’affaire et éviter de trop mécontenter les Genevois 
quand même il peut compter sur l’amour de ceux-ci pour la Suisse.

J ’ai écouté ce verbiage confus et informe sans m’engager dans la discussion et 
en remerciant le bon M. Jacquier, qui est le contraire d’un homme politique, des 
exemplaires de son rapport. Il a ajouté que puisqu’il était maintenant à la 
retraite, il résumerait peut-être dans une brochure ses vues politiques. Je ne veux 
retenir de cette conversation qu’un point, c’est l’impression de M. Jacquier qu’au 
fond la France ne fera actuellement rien pour améliorer les lignes d’accès du 
Simplon et qu’il y a du côté français de la politique là-derrière1.

1. A m  gleichen Tag leitete Lardy eine Warnung des PLM-Präsidenten Dervillé weiter, man solle in 
Bern auf den neuen französischen Botschafter, Paul Revoil, ein besonderes Augenmerk richten: 
Celui-ci est l’ami intime de l’ancien Consul général de France à Genève M. Regnault. Ces deux 
messieurs sont venus ensemble aux Voirons près Genève parler des lignes d’accès du Simplon à M. 
Dervillé. M. Revoil n’a rien dit, mais M. Regnault a parlé pendant deux heures en partisan 
fanatique de la Faucille, non pas au point de vue économique mais au point de vue politique, 
comme étant le moyen d’enlacer les Genevois et de les attirer à la France. Ce but politique vautplus 
dans la pensée de M. Regnault que tous les millions que la Faucille pourra coûter. Il faut donc 
empêcher une action de M. Regnault et de M. Revoil sur M. Bourgeois (E 53, Archiv-Nr. 108). 
Regnault war 1898-1904 Generalkonsul in Genf und im Zeitpunkt dieses Schreibens Revoils erster 
Mitarbeiter in der Algeciras-Konferenz.
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Antrag des Vorstehers des Handels-, Industrie- und Landwirtschafts- 
departementes, A. Deucher, an den Bundesrat

Handelsvertrag mit
Österreich-Ungarn Bern, 13. März 1906

Der Handelsvertrag mit Österreich-Ungarn ist am 9. März, gegen 7 Uhr 
abends, in Wien unterzeichnet worden.

Die im Ultimatum des Bundesrates vom 1. März erwähnten Punkte haben eine 
entsprechende Erledigung gefunden. Für glatte Seidengewebe hat Österreich- 
Ungarn den einheitlichen Ansatz von 480 Kronen unbeschränkt zugestanden; die 
letzten österreichisch-ungarischen Offerten für Teerfarben und goldene Ketten 
wurden dagegen von unserer Delegation angenommen. Betreffend gesägtes Holz 
aus dem Vorarlberg hat sich Österreich-Ungarn schliesslich mit dem bisherigen 
Zolle für ein jährliches Maximalquantum von 80000 q. begnügt.

Was den Käse betrifft, hatte der Bundesrat in seinem Ultimatum erklärt, dass 
er die ursprüngliche österreichisch-ungarische Offerte, nämlich bis 50 kg. 14 
Kronen, alle schwereren Laibe 12 Kronen, annehmen würde. Österreich-Ungarn 
hatte zwar bereits die von unsern Delegierten formulierte Forderung bewilligt, 
nach welcher der Zoll nach drei Gewichtsklassen abgestuft werden sollte, näm
lich für Laibe bis 65 kg. 14 Kronen, von 65 bis 100 kg. 12 Kr. und von mehr als
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100 kg. 10 Kronen. Diese teilweise Zollermässigung war aber an die Bedingung 
geknüpft worden, dass die Viehseuchenfrage in einer für Österreich-Ungarn 
befriedigenden Weise erledigt werde. Der Bundesrat wollte durch .seinen Ver
zicht auf eine Zollermässigung für Käse verhüten, dass der Vertrag im letzten 
Augenblicke noch an dem Punkte der Viehseuchen scheitern würde. Unsere 
Delegierten bestanden in den weitern Unterhandlungen gleichwohl auf der 
erlangten Konzession und erhielten dieselbe endgültig.

Nachdem wir dem Präsidium des Vereins schweizerischer Käsehändler von 
dieser Erledigung der Käsezölle provisorisch Kenntnis gegeben und zum Zwecke 
der Berichtigung unzutreffender Zeitungsberichte auch eine Mitteilung an die 
Presse gemacht hatten, traf am 7. dies vom genannten Verein die Mitteilung1 ein, 
dass von allen Seiten gegen die vereinbarte dreiteilige Klassifikation, mit einem 
besondern, wenn auch ermässigten Zollansatz für Laibe über 100 kg., Protest 
erhoben werde, weil der Käseexport dadurch schwer beeinträchtigt würde. Die 
Gründe wurden in der beiliegenden Eingabe2 an den Bundesrat auseinanderge
setzt, und es wurde der Bundesrat «im Interesse der gesamten schweizerischen 
Milchwirtschaft und des Käseexporthandels» ersucht, die genannte Abstufung 
fallen zu lassen, mit dem Bemerken, dass der höhere Zoll von 12 Kronen dieser 
Abstufung unter allen Umständen vorgezogen würde. Da dieser Wunsch mit 
dem vom Bundesrate formulierten Ultimatum in der Hauptsache übereinstimm
te, und da ferner, wegen der bevorstehenden Unterzeichnung des Vertrages, 
rasch gehandelt werden musste, wurde die Delegation sofort durch Präsidialver
fügung von der Einsprache der Interessenten in Kenntnis gesetzt und ersucht, auf 
die Konzession für Laibe über 100 kg. zu verzichten.

Dieser Weisung kam die Delegation nach weiteren, telegraphischen Auseinan
dersetzungen nach. Der Vertrag setzt nun für Hartkäse in Laiben bis zu 50 kg. 14 
Kronen, von über 50 kg. 12 Kronen fest, welch’ letzerer Ansatz annähernd dem 
bisherigen entspricht.

Den Text des Vertrages anbelangend, wurde vom Bundesrat am 5. März 
beschlossen, dass der ungarische Text nur unterzeichnet und besiegelt werden 
dürfe, wenn durch Notenaustausch oder in einer vom österreichischen Minister
präsidenten abzugebenden Erklärung der deutsche Text als in allen Fällen 
massgebend bezeichnet werde. In dieser Hinsicht scheinen in den letzten U nter
handlungstagen in Wien gewisse Schwierigkeiten entstanden zu sein. Die Delega
tion verlangte telegraphische Weisung über folgenden Vorschlag: «Im gedruck
ten Unterhandlungs-Protokoll soll die Erklärung aufgenommen werden, dass der 
Handelsvertrag, seine Anlagen und die gleichzeitig vereinbarten Übereinkom
men in deutscher und ungarischer Sprache ausgefertigt und unterzeichnet wer
den. In Zweifelsfällen aber gelte der in den Unterhandlungen festgesetzte Text, 
d .h . der deutsche.» Die Delegation fügte bei, sie meine, dass die Schweiz in 
dieser Form zustimmen könnte. Diese Erklärung stimmt mit dem Beschlüsse des 
Bundesrates zwar nicht ganz überein, sie hätte aber unzweifelhaft den Zweck

1. Telegram m . N icht abgedruckt.
2. N ich t abgedruckt.
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erfüllt, den der Bundesrat im Auge hatte. Der Delegation wurde deshalb durch 
Präsidialverfügung telegraphisch geantwortet, dass der Vorschlag hierseits als 
annehmbar betrachtet werde, immerhin aber nur unter der Bedingung, dass das 
betreffende Unterhandlungsprotokoll unterzeichnet werde. Nach den nun vorlie
genden Originalien wurde in letzter Stunde formell und textuell, ohne unser 
Zutun, von diesem Vorschlag abgewichen. Die bezügliche Erklärung ist nämlich 
nicht in das Unterhandlungs-Protokoll aufgenommen, sondern separat abgege
ben und von Herrn du Martheray einerseits, von Herrn Goluchowski anderseits 
unterzeichnet worden. Insoweit ist sie in Ordnung. Was hingegen ihre Fassung 
anbelangt, so haben wir weniger Grund, damit zufrieden zu sein. Der deutsche 
sowohl als der ungarische Text werden beide ausdrücklich als «Originaltexte» 
bezeichnet und anstatt den einen oder den ändern derselben als massgebend zu 
erklären, wird gesagt, dass «die Bedeutung und die Tragweite dieser beiden 
Originaltexte in dem Sinne verstanden und interpretiert werden solle, welcher 
bei den in deutscher Sprache durchgeführten Vertragsverhandlungen festgestellt 
worden sei.» -  Im Falle einer ernsten Meinungsverschiedenheit über die Ausle
gung des Vertrages dürfte es recht schwierig sein, aus dieser schwer verständli
chen und ziemlich zweideutigen Erklärung nachzuweisen, dass Österreich-Un
garn verpflichtet und die Schweiz berechtigt sei, sich an den deutschen Text zu 
halten.

Was die Inkraftsetzung des Vertrages betrifft, so ist durch eine besondere, von 
unserm Gesandten und von Staatsminister Goluchowski Unterzeichnete Erklä
rung, gemäss der am 9. dies vom Bundesrate beschlossenen Ermächtigung, 
vereinbart, dass der Vertrag nebst seinen Anlagen für die Zeit vom 12. März bis 
längstens 30. Juni 1906 provisorisch in Kraft gesetzt werde, in der Meinung, dass 
inzwischen beidseitig die parlamentarische Genehmigung zu erfolgen habe.

Über die Dauer des Vertrages ist, wie in unserm Vertrag mit Italien und 
Deutschland, und wie im neuen deutsch-österreichisch-ungarischen Vertrage, 
bestimmt, dass er bis Ende 1917 gelten solle. Mit Rücksicht auf die Zollverhält
nisse zwischen Österreich und Ungarn ist aber beigefügt, dass schon auf Ende 
1915 gekündet werden könne. Diese Bestimmung enthält auch der neue Vertrag 
zwischen Deutschland und Österreich-Ungarn. Ferner ist die übliche Klausel der 
stillschweigenden Fortdauer mangels Kündigung vereinbart worden.

Über die Zollabfertigung im Eisenbahnverkehr ist ein besonderes Abkommen 
getroffen worden, dessen Text seiner Zeit von Österreich-Ungarn vorgeschlagen 
und vom Eisenbahndepartement gutgeheissen wurde. Dieses Abkommen tritt 
gleichzeitig mit dem Handelsvertrag in Kraft und hat die gleiche Dauer.

Ferner ist von unserm Gesandten und vom österreichisch-ungarischen Staats
minister, unabhängig vom Handelsvertrag, ein Abkommen über die Viehseu
chenpolizei («Verkehr mit Tieren») unterzeichnet worden. Dieses Abkommen 
hat ebenfalls gleiche Dauer wie der Handelsvertrag, erhält hingegen erst von 
dem Tage an Gültigkeit, an welchem der Handelsvertrag definitiv in Kraft tritt. 

I...P

3 . E s fo lg t der A ntrag, den H andelsvertrag m it Ö sterreich-U ngarn und die S pezia labkom m en  betr. 
die Zollabfertigung im  E isenbahnverkehr und die V iehseuchenpolizei zu  genehm igen, ebenso einige
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sich daraus ergebende Anträge. Der Bundesrat gab seine Zustimmung dazu in seiner Sitzung vom  
16. März 1906. Vgl. Botschaft des Bundesrates an die Bundesversammlung betreffend den mit 
Österreich-Ungarn am 9. März 1906 abgeschlossenen Handelsvertrag und die mit diesem Lande am 
gleichen Tage abgeschlossenen Übereinkommen über die Zollabfertigung im Eisenbahnverkehr 
und die Viehseuchenpolizei, vom 26. März 1906 (BB1 1906, II, S. 445 ff.). Die Bundesversammlung 
ratifizierte den Vertrag am 30. März 1906 (AS, 1906 NF 22, S. 423ff.). Die Ratifikationen konnten 
erst am 30. Juli 1906 aus getauscht werden.

114
E 2001 (A), Archiv-Nr. 653

Der schweizerische Gesandte in Wien, F. du Martheray, an den Bundes
präsidenten und Vorsteher des Politischen Departementes, L. Forrer

S Vienne, 14 mars 1906

J ’ai eu l’impression aujourd’hui au Ministère des Affaires Etrangères que 
l’intervention Austro-Hongroise à la Conférence d ’Algésiras rencontre des obs
tacles sérieux et que l’on envisage pour l’instant l’issue de la Conférence avec 
moins d’optimisme qu’au moment où la proposition du Cabinet de Vienne a été 
faite.

Le premier Chef de section M. de Mérey me disait tout à l’heure: «Notre 
intervention, inspirée uniquement par l’esprit de conciliation, avait été d’abord 
accueillie favorablement par tous les délégués et il a été reconnu unanimement 
qu’elle a amené une détente réelle. Malheureusement, d’après les télégrammes 
du Cte Welsersheimb d’hier et d’avant-hier, il semble que cette bonne «Stim
mung» n’a pas duré. Tandis que l’Allemagne se déclare d’accord avec notre 
proposition, la France trouve que la remise du port de Casablanca à un Etat 
neutre et la nomination d’un inspecteur général et de commissaires appartenant à 
un autre pays qu’à la France ou à l’Espagne, constitue une atteinte à ses «justes 
prétentions». L’Espagne de son côté n’est pas contente de la répartition des 
ports, prévue par notre projet -  lequel lui attribue les ports sur l’Atlantique en 
laissant ceux de la Méditerranée à la France -  et demande une autre répartition. 
Nous avons l’impression que les objections de l’Espagne pourront être aplanies; 
du côté de la France les difficultés sont plus sérieuses; nous croyons cependant 
que la chute du Cabinet Rouvier et le renouvellement du Cabinet ont été pour 
une part dans le revirement des dispositions des délégués Français, aussi notre 
effort se porte-t-il aujourd’hui sur Paris; nous espérons obtenir du nouveau 
Cabinet de nouvelles instructions pour M. Revoil. En tous cas la chose doit se 
décider incessamment et d’ici une semaine la question sera tranchée dans un sens 
ou dans l’autre.»

Dans cette conversation, comme dans celles que j ’ai eues avec le Cte Golu- 
chowski à ce sujet, la question du mandat international que le projet austro- 
hongrois voudrait conférer à la Suisse n’a été abordée que tout à fait accessoire
ment; ne connaissant pas les intentions du Conseil fédéral sur ce point, j ’ai 
observé naturellement la plus grande réserve; je me suis borné à observer que 
l’opinion publique en Suisse n’est en principe pas favorable à la chose; tout en

dodis.ch/42968dodis.ch/42968

http://dodis.ch/42968

	Bd05_00000364
	Bd05_00000365
	Bd05_00000366
	Bd05_00000367

